Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache lV/420 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 18. Mai 1962 

8 — 52020 — 5074/62 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Gesetzes über die Umsatz- 
steuerstatistik für das Kalenderjahr 1962 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat zu der Gesetzesvorlage in seiner 244. Sit- 
zung am 13. April 1962 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grund- 
gesetzes wie folgt Stellung genommen: 

In § 2 Nr. 6 sind hinter dem Wort „Umsätze" die Worte „im 
Kalenderjahr 1962 und im Vorjahr" einzufügen. 

Begründung 

Die Ergänzung dient der Verdeutlichung des Gewollten. 

Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen erhoben. 

Die Bundesregierung hat der vom Bundesrat vorgeschlagenen 
Änderung zugestimmt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Mleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksadle IV/420 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Umsatzsteuerstatistik für das Kalenderjahr 1962 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


§ 1 

Im Geltungsbereich dieses Gesetzes wird eine 
Statistik der Umsatzsteuer für das Kalenderjahr 
1962 durchgeführt. 


§ 2 

Aus den Unterlagen der Finanzämter werden von 
jedem Umsatzsteuerpflichtigen folgende Tatbestände 
erhoben: 

1. Anschrift und sonstige Merkmale zur Kenn- 
zeichnung des Unternehmens; 

2. Gesamtumsatz im Kalenderjahr 1962 und im 
Vorjahr; 

3. steuerfreie Umsätze nach den einzelnen Be- 
freiungsvorschriften und steuerpflichtige Um- 
sätze nach den einzelnen Steuersätzen; 

4. Vorauszahlungsbetrag an Umsatzsteuer und 
darin enthaltene Zusatzsteuer; 

5. Absetzungen nach § 7a des Umsatzsteuerge- 
setzes und nach dem Berlinhilfegesetz; 

6. nichtsteuerbare Umsätze in den vom Zollge- 
biet ausgeschlossenen Teilen der Seehäfen 
(Freihäfen) in den Ländern Schleswig-Holstein, 
Hamburg, Niedersachsen und Bremen, soweit 
sie erfaßbar sind. 


§ 3 

Die mit der Durchführung der Umsatzsteuerstatistik 
befaßten Personen in statistischen Behörden sind 
Amtsträger im Sinne des § 22 der Reichsabgaben- 
ordnung vom 22. Mai 1931 (Reichsgesetzbl. I S. 161) 
in der zur Zeit geltenden Fassung. 


§ 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 5 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 420 


Begründung 


1. Allgemeiner Teil 

Die letzte umfassende Umsatzsteuerstatistik ist für 
das Kalenderjahr 1954 durchgeführt worden. Sie hat 
tiefgegliederte Ergebnisse über die Umsätze und 
ihre Besteuerung erbracht, auf die auch heute noch 
zurückgegriffen werden muß, wenn Material über 
die Auswirkungen, z. B. der einzelnen Befreiungs- 
vorschriften oder der Belastung der Umsätze mit 
den einzelnen Steuersätzen, benötigt wird. Die ab 
1955 Jährlich wiederholten und bis 1961 reichenden 
Umsatzsteuerstatistiken beschränken sich demge- 
genüber auf die Erfassung des Gesamtumsatzes, der 
zu 1 V. H, besteuerten Umsätze und der Umsatz- 
steuervorauszahlungen. Seit 1954 ist jedoch nicht 
nur das Umsatzsteuerrecht vielfach geändert wor- 
den, es haben sich auch die Umsätze fast verdoppelt 
und in ihrer Struktur stark gewandelt. Zur Beurteilung 
der Folgen bestimmter umsatzsteuerlicher Maßnah- 
men lassen deshalb die veralteten Zahlen von 1954 
keine Schlüsse mehr zu. Dies wiegt um so schwerer, 
als die Forderung nach einer Reform der Umsatz- 
besteuerung mit immer größerem Nachdruck er- 
hoben wird. Bei der großen Bedeutung der Umsatz- 
steuer für den Haushalt des Bundes und wegen 
ihrer überragenden Wirkung im Preisbildungspro- 
zeß bedürfen Reformpläne jedoch sorgfältiger Vor- 
bereitung und gründlicher Erforschung der mit einer 
Umstellung auf ein anderes System verbundenen 
Auswirkungen. Die Wiederholung der umfassenden 
Umsatzsteuerstatistik 1954 nach einem Zeitraum 
von 8 Jahren ist daher aus steuerpolitischen Grün- 
den notwendig. 


II. Besonderer Teil 

Zu § 1 

Es handelt sich bei der Umsatzsteuerstatistik für das 
Jahr 1962 nicht um eine neue Statistik. Im Grunde 
ist sie die Fortführung der seit dem Jahre 1955 all- 
jährlich wiederholten Erhebungen, von denen sie 
sich nur durch das erweiterte Erhebungsprogramm 
nach dem Vorbild der Umsatzsteuerstatistik für das 
Jahr 1954 unterscheidet. 

Zu § 2 

Die Statistik wird im Wege des sekundärstatisti- 
schen Verfahrens erhoben. Bei den Finanzämtern wer- 
den zunächst aus der Adremaplatte Name, Sitz, Ge- 
werbe- oder Berufsart sowie Rechtsform und Steuer- 
nummer des Steuerpflichtigen auf ein „Statistisches 
Blatt" eingedruckt. Die Angabe der vollen Anschrift 
des Steuerpflichtigen ist zur genauen Ermittlung der 
Gewerbe- oder Berufsart notwendig. Die auf den 
Adremaplatten eingedruckten Gewerbekennziffern 
sind infolge der völligen Neugestaltung des syste- 
matischen Verzeichnisses der Arbeitsstätten, das für 


alle Statistiken mit wirtschaftlicher Gliederung die 
einheitliche Grundlage bildet, überholt. Die Anschrift 
des Steuerpflichtigen soll die richtige wirtschaftliche 
Zuordnung durch Vergleich mit Unterlagen aus an- 
deren Statistiken, so insbesondere auch der Arbeits- 
stättenzählung 1961, gewährleisten. 

Mit den in § 2 Nr. 1 erwähnten sonstigen Merk- 
malen zur Kennzeichnung des Unternehmens sind 
Angaben gemeint, die zu einer zutreffenden statisti- 
schen Beurteilung und Zuordnung der Unternehmen 
erforderlich sind, so z, B, Angaben über die Rechts- 
form, über das Bestehen von Organschaften, Unter- 
nehmereinheiten und Arbeitsgemeinschaften, über 
Zu- und Abgänge von Unternehmen und Verände- 
rungen im Bestände von Unternehmen in den Kalen- 
derjahren 1961 und 1962, 

Die weiteren Erhebungstatbestände nach § 2 Nr. 2 
bis 6 sollen Aufschlüsse darüber vermitteln, wie sich 
der Gesamtumsatz in steuerfreie und steuerpflich- 
tige Umsätze gliedert, welches Gewicht die einzel- 
nen Steuerbefreiungen haben und wie sich das 
Steueraufkommen auf die einzelnen Steuersätze 
verteilt. Mit der Erfassung der nichtsteuerbaren Um- 
sätze in den vom Zollgebiet ausgeschlossenen Tei- 
len der Seehäfen (Freihäfen) soll ein Überblick über 
die Umsätze der in diesen Gebieten ansässigen 
Wirtschaftszweige gewonnen werden. 

Die statistische Erfassung wird sich auf etwa 1,7 Mil- 
lionen Steuerpflichtige beschränken. Die von der 
Umsatzsteuer befreiten landwirtschaftlichen Unter- 
nehmen und die Unternehmen mit Jahresumsätzen 
unter 12 000 DM (bei freien Berufen und Handels- 
vertretern unter 20 000 DM) müssen ausgeschlossen 
bleiben. 

Zu § 3 

Diese Bestimmung dient der Klarstellung, daß die 
Vorschriften der Abgabenordnung über die Unver- 
letzlichkeit des Steuergeheimnisses auch für den 
statistischen Aufbereitungsgang und für die mit der 
Durchführung der Statistik befaßten Personen in 
statistischen Behörden gelten. 


IIL Kosten der Statistik 

Die Kosten des Bundes und der Länder werden auf 
insgesamt 2,5 Mill. DM veranschlagt. Davon ent- 
fallen rd. 2,1 Mill. DM auf persönliche und rd. 
0,4 Mill. DM auf sächliche Kosten. In den Gesamt- 
kosten sind auch Ausgaben für die Nachweisung der 
Umsätze nach Landkreisen und kreisfreien Städten 
enthalten, die von den Ländern für notwendig ge- 
halten wird. Der Betrag von 2,5 Mill. DM schließt 
ferner die Kosten der Umstellung der Statistik auf 
die neue Wirtschaftssystematik ein. 


3 



